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BEKANNTMACHUNG 
 

 
Planfeststellung nach §§ 17 ff. Bundesfernstraßengesetz (FStrG) mit integrierter Umweltver
träglichkeitsprüfung  
 

für das Bauvorhaben 
 

Bundesstraße 25; Nördlingen-Donauwörth; 
Dreistreifiger Ausbau zwischen Nördlingen und Möttingen, Bauabschnitt 4 
Abschnitt 530 Station 3,022 bis Abschnitt 540 Station 0,298 
(Baukilometer 3 + 008 bis 3 + 454) 

Das Staatliche Bauamt Augsburg hat für das oben genannte Bauvorhaben das Planfeststellungs
verfahren beantragt. Für das Vorhaben wird eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt.  
 
1. Das Planungsvorhaben beinhaltet den vierten und damit letzten Abschnitt des Ausbaus der Bun

desstraße 25 zwischen Nördlingen und Möttingen von 2 auf 3 Fahrstreifen. In dem ca. 450 m 
langen Planungsabschnitt soll die bestehende Fahrbahn bestandsorientiert auf künftig 3 Fahr
streifen mit einer Fahrbahnbreite von insgesamt 12 Metern ausgebaut werden. Die Planung um
fasst auch den Umbau der Kreuzung der Kreisstraße DON 7 mit der B 25 (Grosselfinger Kreu
zung). Dabei wird die Kreisstraße künftig höhenfrei unter der B 25 geführt und mittels Rampen, 
sowie Ein- und Ausfädelstreifen an die Bundesstraße angeschlossen. Durch den Ausbau wird 
die Verkehrssicherheit als auch die Leistungsfähigkeit auf der B 25 verbessert. Die B 25 zwi
schen Nördlingen und Möttingen wird dadurch durchgehend dreistreifig ausgebaut, wodurch si
chere Überholmöglichkeiten für die Verkehrsteilnehmer auf der gesamten Strecke geschaffen 
werden. 
 
Zum Ausgleich dieses Eingriffs in Natur und Landschaft sind entsprechende naturschutzrechtli
che und landschaftspflegerische Maßnahmen vorgesehen. Für das Vorhaben einschließlich der 
naturschutzrechtlichen und landschaftspflegerischen Vermeidungs-, Ausgleichs- und Gestal
tungsmaßnahmen werden Grundstücke in den Gemarkungen Großelfingen (Stadt Nördlingen), 
Balgheim (Gemeinde Möttingen) und Reimlingen (Gemeinde Reimlingen) beansprucht. Der Plan 
enthält auch Widmungen, Umstufungen und Einziehungen von öffentlichen Wegen sowie was
serrechtliche Erlaubnisanträge. 
 

2. Für das Vorhaben wird eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt. Die hierfür zuständige 
Behörde ist die Regierung von Schwaben, die im Rahmen dieses Planfeststellungsverfahrens 
auch über die Zulässigkeit des Vorhabens nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeits
prüfung (UVPG) entscheidet. Daher wird darauf hingewiesen, 

• dass die für das Verfahren und die Entscheidung über die Zulässigkeit des Vorhabens 
zuständige Behörde die Regierung von Schwaben ist, 

• dass über die Zulässigkeit des Vorhabens durch Planfeststellungsbeschluss entschieden 
werden wird, 

• dass die Anhörung zu den ausgelegten Planunterlagen auch die Einbeziehung der Öf
fentlichkeit zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens gem. § 18 Abs. 1 UVPG ist und 
ein UVP- Bericht vorgelegt wurde und  
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• dass die ausgelegten Planunterlagen die nach § 19 Abs. 2 UVPG notwendigen Angaben 
enthalten. Das sind insbesondere 

 
- Erläuterungsbericht mit Verkehrsuntersuchung (Unterlage 1)  
- Lageplan (Unterlage 5) 
- Höhenpläne (Unterlage 6) 
- Landschaftspflegerischer Begleitplan 

• Maßnahmenübersichtsplan (Unterlage 9.1) 
• Maßnahmenplan (Unterlage 9.2) 
• Maßnahmenverzeichnis/Maßnahmenblätter (Unterlage 9.3) 
• Tabellarische Gegenüberstellung (Unterlage 9.4) 

- Grunderwerb (Unterlage 10) 
• Grunderwerbsplan (Unterlage 10.1) 
• Grunderwerbsverzeichnis (Unterlage 10.2) 

- Regelungsverzeichnis (Unterlage 11) 
- Straßenquerschnitte (Unterlage 14) 

• Bemessung des Oberbaus (Unterlage 14.1) 
• Regelquerschnitte (Unterlage 14.2.) 

- Immissionstechnische Untersuchungen (Unterlage 17) 
- Wassertechnische Untersuchungen (Unterlage 18) 

•  Erläuterungen (Unterlage 18.1) 
•  Berechnungsunterlagen (Unterlage 18.2) 
•  Lageplan der Entwässerungsmaßnahmen (Unterlage 18.3) 
• Beitrag zur Wasserrahmenrichtlinie (Unterlage 18.4) 

- Umweltfachliche Untersuchungen (Unterlage 19) 
•  Landschaftspflegerischer Begleitplan – Textteil (Unterlage 19.1.1) 
•  Landschaftspflegerischer Bestands- und Konfliktplan (Unterlage 19.1.2) 
•  Spezielle artenschutzrechtlichen Prüfung – saP– (Unterlage 19.1.3)  
•  Unterlage zur Umweltverträglichkeitsprüfung (Unterlage 19.1.4)  

 
Die nachfolgenden Hinweise gelten auch für die Unterrichtung der Öffentlichkeit im Rahmen der 
Umweltverträglichkeitsprüfung.  
  

3. Zuständig für die Durchführung des Planfeststellungsverfahrens sowie für die Erteilung von Aus
künften und die Entgegennahme von Äußerungen und Fragen ist die Regierung von Schwaben, 
Sachgebiet 32, Fronhof 10, 86152 Augsburg. Auskünfte über das Bauvorhaben selbst erteilt auch 
das Staatliche Bauamt Augsburg, Burgkmairstraße 12, 86152 Augsburg. 
 
 

4. Die Unterlagen können in der Zeit von  

Dienstag, den 22.09.2026 bis mindestens Mittwoch, den 21.10.2026   

auf der Internetseite der Regierung von Schwaben (www.regierung.schwaben.bayern.de) 
unter „Aktuell laufende Planfeststellungsverfahren“ eingesehen werden.  
 
Zusätzlich wird auf Verlangen eines Beteiligten während der Dauer der Beteiligung (vom 
22.09.2026 bis 03.11.2026) eine leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit zu den Planunterla
gen zur Verfügung gestellt. Das diesbezügliche Verlangen ist an die Regierung von Schwaben, 
Sachgebiet 32, Fronhof 10, 86152 Augsburg oder an die E-Mailadresse  
B25-Einwendungen@reg-schw.bayern.de zu richten, damit diese einen Termin für die Einsicht 
organisieren kann.  

mailto:B25-Einwendungen@reg-schw.bayern.de
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Auch diese Bekanntmachung wird auf der Internetseite der Regierung von Schwaben (www.re
gierung.schwaben.bayern.de) unter „Aktuell laufende Planfeststellungsverfahren“ veröffentlicht. 

 
5. Die Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung der Vereinigungen nach § 73 Abs.2 Nr.2 

VwVfG von der Auslegung des Plans. 
6. Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann Einwendungen gegen den 

Plan bis zu sechs Wochen ab der Auslegung des Plans, das ist bis zum 
 
Ablauf der Einwendungsfrist 
 
Dienstag, den 03.11.2026  
 
elektronisch (Emailadresse: B25-Einwendungen@reg-schw.bayern.de) bei der Regierung von 
Schwaben, Sachgebiet 32, Fronhof 10, 86152 Augsburg, erheben.  
Die oben genannten Vereinigungen können innerhalb der o. g. Frist Stellungnahmen zu dem 
Plan abgeben.  
Ist eine elektronische Abgabe der Einwendung im Einzelfall nicht zumutbar, können die Einwen
dungen auch schriftlich bei der Regierung von Schwaben erhoben werden. 
Nach Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Äußerungen für das Verwaltungsverfahren ausge
schlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. Dies gilt auch für Äußerun
gen von Vereinigungen. (§ 21 UVPG). Die Einwendung muss den geltend gemachten Belang 
und das Maß seiner Beeinträchtigung erkennen lassen. Bei grundstücksbezogenen Einwendun
gen sollte möglichst die Flurnummer und Gemarkung des Grundstücks angegeben werden. 

 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in 
Form vervielfältigter gleichlautender Texte (gleichförmige Einwendungen) eingereicht werden, 
ist ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner für 
das Verfahren zu benennen, soweit er nicht von ihnen als Bevollmächtigter (z. B. Rechtsanwalt) 
bestellt worden ist. Diese Angaben müssen deutlich sichtbar auf jeder mit einer Unterschrift ver
sehenen Seite enthalten sein, andernfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben. 
 

7. Nach Ablauf der Einwendungsfrist entscheidet die Regierung von Schwaben nach pflichtgemä
ßem Ermessen, ob die rechtzeitig erhobenen Einwendungen und Stellungnahmen in einem Ter
min erörtert werden. Findet ein Erörterungstermin statt, wird dieser mindestens eine Woche vor
her öffentlich bekannt gemacht.  
 
Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch eine 
schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der Anhörungsbehörde zu geben ist.  
 
Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt wer
den. Das Anhörungsverfahren ist mit Abschluss des Erörterungstermins beendet.  
 
Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 
 

8. Aufwendungen für die Einsichtnahme in den Plan, Erhebung von Einwendungen bzw. Abgabe 
von Stellungnahmen, Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung werden nicht 
erstattet. 
 

9. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung zumindest dem Grunde 
nach zu entscheiden ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem gesonderten 
Entschädigungsverfahren behandelt. Dies betrifft insbesondere den Grunderwerb. 

mailto:B25-Einwendungen@reg-schw.bayern.de
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10. Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des Anhörungsverfahrens 

durch die Regierung von Schwaben – Planfeststellungsbehörde – entschieden. Die Planfeststel
lungsbehörde legt den Beschluss mit einer Rechtsbehelfsbelehrung und dem festgestellten Plan 
für zwei Wochen zur Einsicht im Internet aus. Auf Verlangen eines Betroffenen, das bis zum 
Ablauf der Rechtsbehelfsfrist an die Planfeststellungsbehörde zu richten ist, wird diesem eine 
andere, leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt. Die Planfeststellungs
behörde kann darüber hinaus denjenigen, über deren Einwendungen entschieden worden ist 
und den Vereinigungen über deren Stellungnahme entschieden worden ist, den Beschluss auch 
zustellen. 
 

11. Mit Beginn der Auslegung des Plans treten die Anbaubeschränkungen nach § 9 FStrG und die 
Veränderungssperre nach § 9a FStrG in Kraft. Darüber hinaus steht ab diesem Zeitpunkt dem 
Träger der Straßenbaulast ein Vorkaufsrecht an den vom Plan betroffenen Flächen zu (§ 9a 
Abs. 6 FStrG).  
 

12. Hinweis zur Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO): 
Im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit im o. g. Planfeststellungsverfahren werden die er
hobenen Einwendungen und darin mitgeteilten personenbezogenen Daten ausschließlich für 
das Planfeststellungsverfahren von der Planfeststellungsbehörde erhoben, gespeichert und ver
arbeitet. Die persönlichen Daten werden benötigt, um die Betroffenheit beurteilen zu können. Sie 
werden so lange gespeichert, wie dies unter Beachtung der gesetzlichen Aufbewahrungsfristen 
für die Aufgabenerfüllung erforderlich ist. Die Daten können an den Vorhabensträger und seine 
mitarbeitenden Büros zur Auswertung der Stellungnahmen weitergegeben werden. Insoweit 
handelt es sich um eine erforderliche und somit rechtmäßige Verarbeitung aufgrund einer recht
lichen Verpflichtung gem. Art. 6 Abs. 1 Satz 1 c) DSGVO. Sie werden so lange gespeichert, wie 
dies unter Beachtung der gesetzlichen Aufbewahrungsfristen für die Aufgabenerfüllung erforder
lich ist. Verantwortlich für die Erhebung der Daten ist die Regierung von Schwaben. 
 
Kontaktdaten des behördlichen Datenschutzbeauftragten an der Regierung von Schwaben: 
Regierung von Schwaben, Behördlicher Datenschutzbeauftragter, Fronhof 10, 86152 Augsburg, 
E-Mail: Datenschutzbeauftragter@reg-schw.bayern.de.  
 
 
 

 
 
 
Augsburg, den 14.09.2026 
______________________               __________gez.______________________ 
Ort, Datum        Manuela Baumann 
 
 

 


